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fang dieses Jahres in Bonn schon mehr als 80 Nationen
bereit erklärt haben, der IRENA beizutreten. Damit wur-
den wohl auch die letzten Zweifler und Verhinderer
überzeugt, diejenigen, die durch jahrelanges Belachen
und Verhindern der erneuerbaren Energien auch die
IRENA verhindern konnten. Sie wurden davon über-
zeugt, dass der Gedanke der erneuerbaren Energien
längst die gesamte Welt erobert hat.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD)

Seit fast zwei Jahrzehnten kämpft EUROSOLAR � ich
will deutlich sagen: vor allem in der Person ihres Präsi-
denten, Hermann Scheer � um die Umsetzung des Vor-
schlages, IRENA zu gründen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Wir Grünen haben die Gründung der IRENA immer un-
terstützt. Wir hatten diese Forderung frühzeitig, lange
vor anderen Parteien, in unseren Wahlprogrammen, und
wir haben sie in Bundestagsanträgen vielfach zum Aus-
druck gebracht.

(Rainder Steenblock [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Sehr richtig!)

Den Nationen, die den Gründungsprozess im Vorfeld un-
terstützt und vorangetrieben haben, vor allem Deutsch-
land, aber auch Dänemark und Spanien, sei an dieser
Stelle für ihren Einsatz gedankt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Sosehr wir uns freuen, dass IRENA gegründet wurde:
Wir machen uns Sorgen, dass der interne Streit in der
Bundesregierung dazu führt, dass Deutschland am Ende
weder den Standort noch den Generalsekretär der
IRENA stellt.

(Dr. Maria Flachsbarth [CDU/CSU]: Ach,
erzählen Sie doch nichts!)

Es wäre eine Torheit, wenn es aufgrund taktischer Unge-
schicklichkeiten bei der Bewerbung um den Sitz von
IRENA dazu käme, dass Deutschland als Vorreiter der
erneuerbaren Energien und Wegbereiter der IRENA am
Ende mit leeren Händen dastünde.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN �
Ulrich Kelber [SPD]: Dann wegen solcher Re-
den!)

Falls die Entscheidung für den Sitz nicht auf Bonn
fällt � für Bonn kämpfen wir alle gemeinsam intensiv �
und Abu Dhabi den Zuschlag bekommt, dann hat die
Bundesregierung nicht einmal einen Vorschlag für einen
geeigneten Generalsekretär.

(Dr. Maria Flachsbarth [CDU/CSU]: Das hat
Ihnen der Minister doch erklärt!)

Es dürfte keinen Zweifel geben, dass es hierzulande pro-
filierte, geeignete Kandidaten gibt. Wir Grünen fordern
daher die Bundesregierung auf, den internen Streit
schnell zu beenden und einen Kandidaten zu präsentie-

ren, der unter den Mitgliedsnationen bekannt ist und ak-
zeptiert werden kann.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Entscheidend wird sein, dass die IRENA klar die Inte-
ressen des Ausbaus erneuerbarer Energien vertritt und
nicht von den Interessen der konventionellen, fossilen
und atomaren Energiewirtschaft verwässert wird. Nur
dann kann IRENA den weltweiten Ausbau der erneuer-
baren Energien wirkungsvoll beschleunigen.

Es ist daher erfreulich, dass in der der heutigen
Entscheidung zugrundeliegenden Satzung, konkret: in
Art. 3 der Satzung vom 26. Januar 2009 der Internatio-
nalen Organisation für erneuerbare Energien, ganz klar
nur erneuerbare Energien als Gegenstand von IRENA
definiert sind. Dies war nicht selbstverständlich. In man-
chen Nationen, etwa in Russland, wird beispielsweise
versucht, die Atomenergie als erneuerbare Energie zu
definieren, sie also umzudefinieren. Dies ist absurd und
völlig unverständlich; denn Uran ist bekanntlich ein end-
licher und sehr begrenzter Rohstoff. Auch die Begehr-
lichkeiten der fossilen Energiewirtschaft, ihre Interessen
bei der IRENA unterzubringen, konnten erfolgreich ab-
gewehrt werden. Das ist gut so, und das begrüßen wir.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Aufgabe der IRENA wird sein, das Wissen über er-
neuerbare Energien zusammenzutragen, auf dem ak-
tuellsten Stand zu halten und den Transfer von Wissen,
zum Beispiel über Konferenzen und Internetauftritte, zu
organisieren. Dies gilt nicht nur für technologische
Inhalte im Bereich der Bildung und Ausbildung von In-
genieuren und Facharbeitern, sondern auch für entschei-
dende Politikmaßnahmen � zum Beispiel für zielfüh-
rende Gesetze wie das deutsche Erneuerbare-Energien-
Gesetz �, um Regierungen und Parlamente entsprechend
zu informieren und zu beraten. Dies gilt genauso für
Aufklärungskampagnen in der Bevölkerung, damit eine
breite Akzeptanz für den schnellen Ausbau der erneuer-
baren Energien in allen Sektoren entstehen kann.

Die IRENA wird dazu einen entscheidenden Beitrag
leisten. Deshalb stimmen wir Grünen heute diesem Ge-
setzentwurf zu.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt:
Letzter Redner in dieser Debatte ist nun der Kollege

Ulrich Kelber für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Ulrich Kelber (SPD):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und

Herren! Wir sind bei IRENA in der Tat weit gekommen.
Am Anfang stand die Initiative von Hermann Scheer in
diesem Parlament, um den sich dann einige andere Ab-
geordnete � Hans-Josef Fell, Josef Göppel und auch ich �
geschart haben. Wir haben am Anfang für Mehrheiten in
unseren Fraktionen gekämpft. Wir hatten eine Mehrheit
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in der rot-grünen Koalition. Wir haben mit dem damali-
gen Umweltminister durchaus ringen müssen.

(Carl-Ludwig Thiele [FDP]: Wer war das?)

Wir haben jetzt eine breite Mehrheit im Parlament,
und die drei zuständigen Minister � Steinmeier, Wieczo-
rek-Zeul und Gabriel � haben dank der Hilfe von Son-
derbotschaftern mit der Vorbereitung der Konferenz
dazu beigetragen, dass IRENA zustande gekommen ist.
In der Tat hat sie nun in der gesamten Welt Mitglieder.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Als Bundestagsabgeordneter aus Bonn möchte ich
mich für das Vertrauen bedanken, im Wettbewerb um
den Sitz der IRENA mit der Bundesstadt Bonn anzutre-
ten. Wir haben ein starkes Angebot gemacht; das mögli-
che Umfeld ist bestens. Wir bieten die Gesprächspartne-
rinnen und Gesprächspartner, die IRENA braucht: Die
zuständigen UN-Organisationen, der Weltrat für Erneu-
erbare Energien, EUROSOLAR und der Welt-Windener-
gie-Verband sitzen in Bonn. Wir haben in NRW die
weltweit dichteste Wissenschaftslandschaft auf diesem
Gebiet. Wir bieten in Deutschland entsprechende Ar-
beitsplätze und Ausbildungsmöglichkeiten.

Deutschlands Politik insgesamt setzt klar Priorität auf
erneuerbare Energien und Energieeffizienz. Die nord-
rhein-westfälische Landesvertretung als möglicher Sitz
ist ein fantastisches Gebäude, das direkt am Rhein liegt,
direkt neben dem UN-Hauptquartier, direkt neben dem
Kongresszentrum und direkt neben dem Bundesministe-
rium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung. Das kann kein anderer auf der Welt bieten. Ich
bitte, diese starke Bewerbung zu kommunizieren, und
zwar auch in der Hauptstadtpresse, die von den Diplo-
matinnen und Diplomaten gelesen wird.

Es gibt auch starke Bewerbungen außerhalb Deutsch-
lands. Wir haben starke Konkurrenz: Wien, Kopenha-
gen, vor allem aber Abu Dhabi. Da Abu Dhabi seine Be-
werbung bereits ins Internet gestellt hat, wissen wir, dass
die Vereinigten Arabischen Emirate deutlich mehr Geld
bieten. Sie zahlen auch einen wesentlich höheren Mit-
gliedsbeitrag. Wenn die Gerüchte, die man hört, stimmen
� sie hören sich ziemlich eindeutig an �, bieten sie auch
eine Reihe von Koppelgeschäften an, nach dem Motto:
Wenn du für Abu Dhabi stimmst, kaufe ich bei dir ein
Atomkraftwerk. Es ist wichtig, zu wissen, dass die Kon-
kurrenz so vorgeht.

Ich glaube, dass wir uns nicht verstecken müssen. Wir
setzen klar Priorität auf erneuerbare Energien. Abu
Dhabi tut dies nicht: Die Vereinigten Arabischen Emi-
rate haben angeboten, 50 Millionen Euro zur Förderung
erneuerbarer Energien in Entwicklungsländern zur Ver-
fügung zu stellen. Deutschland gibt für die Förderung
von Energieeffizienz und erneuerbaren Energien in Ent-
wicklungsländern bereits heute 1 Milliarde Euro pro
Jahr aus. Abu Dhabi hat angekündigt, wissenschaftliches
Know-how zur Verfügung zu stellen. Wir haben es
schon. Außerdem wurde angekündigt, Gesprächspartner
bereitzustellen. Wir bieten sie schon.

Unser Hauptproblem wird in der Tat darin bestehen,
dass wir gegen den harten Brocken der Koppelgeschäfte
angehen müssen. Als Bonner Abgeordneter darf ich es
mehr als andere zuspitzen: Wir gehen mit Zuversicht in
die Auseinandersetzungen, nach dem Motto: Kompetenz
und Engagement gegen Petrodollars.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU und des Abg. Hans-Josef Fell
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Gerda Hasselfeldt:

Ich schließe die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung über den von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zu
der Satzung der Internationalen Organisation für erneu-
erbare Energien. Der Ausschuss für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit empfiehlt in seiner
Beschlussempfehlung auf Drucksache 16/13202, den
Gesetzentwurf der Bundesregierung auf den Druck-
sachen 16/12789 und 16/13122 anzunehmen. Ich bitte
diejenigen, die dem Gesetzentwurf zustimmen wollen,
sich zu erheben. � Wer ist dagegen? � Enthaltungen? �
Der Gesetzentwurf ist damit einstimmig angenommen.

Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 17 auf:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Burk-
hardt Müller-Sönksen, Michael Kauch, Florian
Toncar, weiterer Abgeordneter und der Fraktion
der FDP

Menschenrechte von Lesben, Schwulen,
Bisexuellen und Transgendern in Deutschland
und weltweit schützen

� Drucksache 16/12886 �

Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Menschenrechte und Humanitäre Hilfe (f)
Auswärtiger Ausschuss
Innenausschuss
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und
Entwicklung

Folgende Kolleginnen und Kollegen haben ihre
Reden zu Protokoll gegeben: Jürgen Klimke, Angelika
Graf, Burkhardt Müller-Sönksen, Dr. Barbara Höll und
Thilo Hoppe.1)

Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlage auf
Drucksache 16/12886 an die in der Tagesordnung aufge-
führten Ausschüsse vorgeschlagen. Sind Sie damit ein-
verstanden? � Ich sehe, das ist der Fall. Dann ist die
Überweisung so beschlossen.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 22:

Zweite und dritte Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes
zur Umsetzung der Aktionärsrechterichtlinie
(ARUG)

� Drucksache 16/11642 �

1) Anlage 29


